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I. Vorlage  
 

 zur Beschlussfassung 
 als Bericht 

 
Gremium Stadtrat  

 

Sitzungsteil öffentlich 
 

Datum 23.06.2004 
 
 

Abstimmungsergebnis 
mit Mehrheit bisherige Beratungsfolge Sitzungs-

termin einst. angen. abgel. 
Ja- 

Stimmen 
Nein- 

Stimmen 

1        

2        

3        

 
Betreff  
Ortsrecht 
Satzung für städt. Asylbewerberunterkünfte vom 30.0 9.94 sowie Gebührensatzung für 
Asylbewerberunterkünfte vom 03.12.94 

 
Zum Schreiben/Zur Vorlage der Verwaltung vom  
 

Anlagen  
 

 
Beschlussvorschlag  
 
Die Satzung für städtische Asylbewerberunterkünfte vom 30. September 1994 wird aufgeho-
ben. 
 
Die Gebührensatzung für städtische Asylbewerberunterkünfte vom 03. Dezember 1994 wird 
aufgehoben. 
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Sachverhalt  
 
 
Bis 30.06.2002 war die Zuständigkeit für die Unterbringung und soziale Versorgung des 
Personenkreises der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylblG) nicht einheitlich geregelt. 
 
Für den Personenkreis der Asylbewerber war der Freistaat Bayern; für alle sonstigen, 
unter das AsylblG fallenden Personen waren die Bezirke im eigenen Wirkungskreis 
zuständig. Diese Aufgaben, u.a. auch die Unterbringungsaufgaben hatten die Bezirke 
auf die Landkreise und kreisfreien Gemeinden delegiert. 
 
Mit Inkrafttreten des Aufnahmegesetzes (AufnG) und der Asyldurchführungsverordnung 
(DVAsyl) zum 01.07.2002 wurde für sämtliche vom Asylbewerberleistungsgesetz erfassten 
Personen der Freistaat Bayern zuständig und somit vorrangig unterbringungspflichtig. 
 
Aufgrund des Sachverhalts und der Tatsache, dass im Stadtgebiet Fürth ausreichend 
staatliche Unterkunftsplätze zur Verfügung stehen, wurden sämtliche städt. Asylbewerber-
unterkünfte aufgelöst. Die o.g. Satzungen können daher entfallen. 
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 
  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 
Veranschlagung im Haushalt  
  nein  ja bei Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:       

Beteiligte Dienststellen: Zustimmung der Käm 
liegt vor:   

RA  RpA  weitere:        

II. BMPA/StR/SD Zur Versendung mit der Tagesordnung 

III. Ref. IV/SzA 

 
Fürth, 04.06.2004 
 
 

  
_____________________________ 
 

Unterschrift des Referenten Sachbearbeiter 
Herr Steinbacher 

Tel.:  
974-1837 

 
 


